
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

Mannheim, 04. Dezember 2017 

 
Antrag zu den Etatberatungen 2018 / 2019 vom 11.12. – 13.12.2017 

 

Keine Ausweitung der Videoüberwachung! Polizeipräsenz schafft 

echte Sicherheit 

  

FB / Amt: 37  TEH: X  TFH: Seite HH-Plan: 201 

Produkt-Nr. Maßnahme/Investitionsmaßnahme: I31-VIDEO 

Finanzielle Veränderung: 

HH-Jahr 2018 HH-Jahr 2019 Fi-Plan 2020 Fi-Plan 2021 

             -800.000         -10.000    

 

Antrag: 

Die Investitionsmittel in die Ausweitung der Videoüberwachung werden gestrichen. 

 

Begründung / Sachverhaltsdarstellung: 

Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger liegt uns am Herzen, sei es im Bereich 

Feuerwehr und Katastrophenschutz oder bei der Polizei. Gut ausgebildete und 

ausgestattete Polizistinnen und Polizisten auf der Straße sorgen für ein größeres 

Sicherheitsgefühl und für reale Sicherheit durch Abschreckung und schnelles Eingreifen. 

Videoüberwachung ist gesetzlich eng begrenzt und kann eine Rolle spielen bei der 

nachträglichen Aufklärung von Verbrechen, ist jedoch eine massive Einschränkung der 

Bürgerrechte. Weitere Kameras alleine nutzen nichts ohne Polizisten, die diese beobachten. 

Die angekündigte Analysesoftware gibt es noch nicht. Statt Bilder von Verbrechen zu 

sammeln, gilt es Verbrechen zu verhindern. Sparen wir uns 800.000 Euro für unausgereifte 
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Technik, investieren wir dieses Geld lieber in bessere Ausleuchtung von Angsträumen. Vor 

allem entlassen wir die Landesregierung nicht aus ihrer Verantwortung, für Sicherheit durch 

Polizei zu sorgen.  

Die Stadt Mannheim übernimmt mit dem Kommunalen Ordnungsdienst bereits einen großen 

Beitrag für mehr Sicherheit, obwohl dies eine Aufgabe des Landes ist. Mit der Anschaffung 

neuer Technik für die polizeiliche Videoüberwachung übernimmt die Stadt Mannheim 

Ausgaben, die eigentlich von der Polizei und damit dem Land Baden-Württemberg getragen 

werden müssten. 

 

Bezug zum strategischen Ziel Nr.: 
Leistungsziel-Nr.:             Kennzahl-Nr.: 
Wirkungsziel-Nr..:            Kennzahl-Nr.: 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

       
Dr. Birgit Reinemund    Volker Beisel    
Stadträtin     Stadtrat  
 

 


